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Von Joseph Kardinal Ratzinger

R elativismus als Voraussetzung der D emokratie?

Nach dem Zusammenbruch der totalitären Systeme, die unserem Jahrhundert 
zunächst weithin sein Gepräge gegeben haben, hat sich heute in einem großen 
Teil der Erde die Überzeugung durchgesetzt, daß Demokratie zwar nicht die 
ideale Gesellschaft bewirkt, aber praktisch das einzig angemessene Regie­
rungssystem ist. Sie verwirklicht Machtverteilung und Machtkontrolle und bie­
tet damit die größtmögliche Gewähr gegen Willkür und Unterdrückung, für die 
Freiheit jedes einzelnen und für die Einhaltung der Menschenrechte. Wenn wir 
heute von Demokratie sprechen, denken wir vor allem an diese Güter: an die 
Machtbeteiligung aller, die Ausdruck von Freiheit ist. Keiner soll nur Objekt 
von Herrschaft, nur ein Beherrschter sein; jeder soll seinen Willen ins Ganze 
des politischen Handelns einbringen können. Nur als Mitbestimmende können 
auch wirklich alle freie Bürger sein. Das eigentliche Gut, das bei der Macht­
beteiligung angestrebt wird, ist also die Freiheit und die Gleichheit aller. Weil 
aber Macht nicht beständig durch alle direkt ausgeübt werden kann, muß sie 
zeitweilig delegiert werden. Auch wenn diese Machtübertragung nur befristet, 
das heißt bis zu den nächsten Wahlen geschieht, so erheischt sie doch Kontrol­
le, damit der gemeinsame Wille derer bestimmend bleibt, die Macht übertra­
gen haben, und nicht der Wille derer, die sie ausüben, sich verselbständigt. 
Manche machen an dieser Stelle halt und sagen: Wenn die Freiheit aller ge­
sichert ist, dann ist das Ziel des Staates erreicht. Auf diese Weise wird die 
Selbstverfügung des Individuums zum eigentlichen Ziel der Gemeinsamkeit 
erklärt; die Gemeinschaft habe eigentlich in sich gar keinen Wert, sondern sie 
wäre nur da, um den einzelnen ihn selber sein zu lassen. Aber die inhaltslose 
Individualfreiheit, die so als höchstes Ziel erscheint, hebt sich selber auf, weil 
Einzelfreiheit nur in einer Ordnung der Freiheiten bestehen kann. Sie braucht 
ein Maß, sonst wird sie zur Gewalt gegen den anderen: Nicht ohne Grund füh­
ren diejenigen, die totalitäre Herrschaft anstreben, zunächst eine ordnungslose 
Freiheit der einzelnen und einen Zustand des Kampfes aller gegen alle herbei, 
um sich dann mit ihrer Ordnung als die wahren Retter der Menschheit hinstel­
len zu können. Freiheit bedarf also eines Inhalts. Wir können ihn definieren 
als die Sicherung der Menschenrechte. Wir können ihn aber auch weitläufiger 
beschreiben als die Gewährleistung der Wohlfahrt des Ganzen wie des Gutes



der einzelnen: Der Beherrschte, das heißt derjenige, der Macht übertragen hat, 
»kann frei sein, wenn er in dem von den Herrschenden angestrebten Gemein­
gut sich selbst, das heißt sein eigenes Gut wiedererkennt«.1

Durch diese Überlegung sind nun neben die Idee der Freiheit zwei weitere 
Begriffe getreten: das Recht und das Gute. Beides, das heißt die Freiheit als 
Lebensform der Demokratie und das Recht wie das Gute als ihr Inhalt stehen 
in einer gewissen Spannung zueinander, die der wesentliche Gehalt des heuti­
gen Ringens um die rechte Form von Demokratie und Politik überhaupt dar­
stellt. Freilich denken wir zunächst einmal vor allem an die Freiheit als das 
wahre Gut des Menschen; alle anderen Güter erscheinen uns heute eher strittig 
und allzu leicht zu mißbrauchen. Wir wollen nicht, daß der Staat uns eine be­
stimmte Idee des Guten aufdränge. Das Problem wird noch deutlicher, wenn 
wir den Begriff des Guten durch den Begriff der Wahrheit verdeutlichen. Die 
Achtung der Freiheit jedes einzelnen scheint uns heute ganz wesentlich darin 
zu bestehen, daß die Wahrheitsfrage nicht vom Staat entschieden wird: Wahr­
heit, also auch die Wahrheit über das Gute, erscheint nicht als gemeinschaft­
lich erkennbar. Sie ist strittig. Der Versuch, allen aufzuerlegen, was einem Teil 
der Bürger als Wahrheit erscheint, gilt daher als Knechtung der Gewissen: Der 
Begriff Wahrheit ist in die Zone der Intoleranz und des Antidemokratischen 
gerückt. Sie ist kein öffentliches, sondern nur ein privates Gut bzw. ein Gut 
von Gruppen, aber eben nicht des Ganzen. Anders ausgedrückt: Der moderne 
Begriff von Demokratie scheint mit dem Relativismus unlöslich verbunden zu 
sein; der Relativismus aber erscheint als die eigentliche Garantie der Freiheit, 
gerade auch ihrer wesentlichen Mitte — der Religions- und Gewissensfreiheit.

Das ist heute uns allen durchaus einsichtig. Trotzdem stellt sich bei näherem 
Zusehen die Frage, ob es nicht doch einen nichtrelativistischen Kern auch in 
der Demokratie geben müsse: Ist sie denn nicht letztlich um die Menschen­
rechte herumgebaut, die unverletzlich sind, so daß gerade ihre Gewährung und 
Sicherung der tiefste Grund ist, warum Demokratie als nötig erscheint? Die 
Menschenrechte unterliegen nicht ihrerseits dem Pluralismus- und dem To­
leranzgebot, sie sind der Inhalt der Toleranz und der Freiheit. Den anderen 
seines Rechtes zu berauben kann niemals Inhalt des Rechts werden und nie­
mals Inhalt der Freiheit sein. Das bedeutet, daß ein Grundbestand an Wahr­
heit, nämlich an sittlicher Wahrheit, gerade für die Demokratie unverzichtbar 
zu sein scheint. Wir sprechen dabei heute lieber von Werten als von Wahrheit, 
um nicht mit dem Toleranzgedanken und dem demokratischen Relativismus in 
Konflikt zu geraten. Aber der eben gestellten Frage kann man durch diese ter­
minologische Verschiebung nicht ausweichen, denn die Werte beziehen ihre 
Unantastbarkeit daraus, daß sie wahr sind und wahren Forderungen des 
menschlichen Wesens entsprechen. Um so mehr erhebt sich nun die Frage:
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1 H. Kuhn, Der Staat. Eine philosophische Darstellung. München 1967, S. 60.
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Wie kann man diese gemeinschaftlich gültigen Werte begründen? Oder, in der 
heutigen Sprache gesagt: Wie sind die Grundwerte zu begründen, die nicht 
dem Spiel von Mehrheit und Minderheit unterworfen sind? Woher kennen wir 
sie? Was ist dem Relativismus entzogen, warum und wie? Diese Frage bildet 
das Zentrum im heutigen Disput der politischen Philosophie, in unserem Rin­
gen um die wahre Demokratie. Man kann etwas vereinfachend sagen, daß sich 
zwei Grundpositionen gegenüberstehen, die in verschiedenen Varianten auftre­
ten und dabei auch zum Teil einander begegnen. Auf der einen Seite finden wir 
die radikal relativistische Position, die den Begriff des Guten (und damit erst 
recht den des Wahren) aus der Politik ganz ausscheiden will, weil freiheitsge­
fährdend. »Naturrecht« wird als metaphysikverdächtig abgelehnt, um den Rela­
tivismus konsequent durchzuhalten: Es gibt danach letztlich kein anderes Prin­
zip des Politischen als die Entscheidung der Mehrheit, die im staatlichen Le­
ben an die Stelle der Wahrheit trete. Recht könne nur rein politisch verstanden 
werden, das heißt Recht sei, was von den dazu befugten Organen als Recht ge­
setzt wird. Demokratie wird demgemäß nicht inhaltlich, sondern rein formal 
definiert: als ein Gefüge von Regeln, die Mehrheitsbildung, Machtübertragung 
und Machtwechsel ermöglichen. Sie bestünde dann wesentlich im Mechanis­
mus von Wahl und Abstimmung. Dieser Auffassung steht die andere These ge­
genüber, daß die Wahrheit nicht Produkt der Politik (der Mehrheit) ist, sondern 
ihr vorangeht und sie erleuchtet: Nicht die Praxis schafft Wahrheit, sondern die 
Wahrheit ermöglicht rechte Praxis. Politik ist dann gerecht und freiheits­
fördernd, wenn sie einem Gefüge von Werten und Rechten dient, das uns von 
der Vernunft gezeigt wird. Gegenüber dem ausdrücklichen Skeptizismus der 
relativistischen und positivistischen Theorien finden wir also hier ein Grund­
vertrauen in die Vernunft, die Wahrheit zeigen kann.2

Das Wesen beider Positionen läßt sich sehr gut am Prozeß Jesu zeigen, näm­
lich an der Frage, die Pilatus dem Erlöser stellt: »Was ist Wahrheit?« (Joh 
18,38). Kein Geringerer als der herausragende Vertreter der streng relativisti­
schen Position, der später nach Amerika emigrierte österreichische Rechtsleh­
rer Hans Kelsen, hat in einer Meditation dieses biblischen Textes seine Auffas­
sung unmißverständlich dargelegt.3 Wir werden auf seine Philosophie des Poli­
tischen noch einmal zurückkommen müssen; begnügen wir uns einstweilen 
mit dem Blick darauf, wie er den biblischen Text auslegt. Die Pilatus-Frage ist 
nach ihm Ausdruck für die notwendige Skepsis des Politikers. Darum ist die 
Frage irgendwie auch schon Antwort: Wahrheit ist unerreichbar. Daß Pilatus 
es so versteht, sieht man daran, daß er eine Antwort gar nicht erst abwartet,

2 Diese Grundfrage der heutigen Debatte um das rechte Verständnis von Demokratie ist sehr er­
hellend dargcstcllt in dem Werk von V. Possenti, Le societä liberali al bivio. Lineamenti di Filoso- 
fia dclla societä. Marietti 1991; siehe bes. S. 289ff.
3 Ausführlich dazu V. Possenti, a.a.O., S. 315-345, bes. S. 345f. Zur Auseinandersetzung mit Kel­
sen auch hilfreich H. Kuhn, a.a.O., S. 41f.
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sondern sich stattdessen unmittelbar an die Menge wendet. So habe er nach 
Kelsen die Entscheidung des strittigen Falles dem Votum des Volkes unterwor­
fen. Kelsen ist der Meinung, Pilatus habe hier als vollkommener Demokrat 
gehandelt. Da er nicht weiß, was gerecht ist, überläßt er es der Mehrheit, 
darüber zu entscheiden. Pilatus wird auf diese Weise in der Darstellung des 
österreichischen Gelehrten zur emblematischen Figur der relativistischen und 
skeptischen Demokratie, die sich nicht auf Werte und Wahrheit stützt, sondern 
auf Prozeduren. Daß im Falle Jesu ein unschuldiger Gerechter verurteilt wur­
de, scheint Kelsen nicht anzufechten. Es gibt eben keine andere Wahrheit als 
die der Mehrheit. Hinter sie zurückzufragen, ist sinnlos. Kelsen geht an einer 
Stelle sogar so weit zu sagen, diese relativistische Gewißheit müsse man not­
falls auch mit Blut und Tränen auferlegen; man müsse ihrer so sicher sein, wie 
Jesus seiner Wahrheit sicher war.4 Ganz anders und gerade auch unter politi­
schen Gesichtspunkten viel überzeugender ist die Auslegung, die der große 
Exeget Heinrich Schlier von dem Text gegeben hat. Er tat dies in dem Augen­
blick, in dem der Nationalsozialismus in Deutschland sich anschickte, die 
Macht zu ergreifen. Schliers Auslegung war ein bewußtes Gegenzeugnis gegen 
diejenigen Teile der evangelischen Christenheit, die bereit waren, Glaube und 
Volk auf dieselbe Ebene zu stellen.5 Schlier macht darauf aufmerksam, daß Je­
sus in dem Prozeß die richterliche Vollmacht des von Pilatus vertretenen Staa­
tes durchaus anerkennt. Er begrenzt sie aber zugleich dadurch, daß er sagt, 
solche Vollmacht habe Pilatus nicht aus sich selbst, sondern »von oben« (19,11). 
Pilatus verfälscht seine Macht und so die Macht des Staates in dem Augen­
blick, in dem er sie nicht mehr als treuhänderische Verwaltung einer höheren, 
an der Wahrheit hängenden Ordnung wahmimmt, sondern sie zu seinen eige­
nen Gunsten benützt. Der Statthalter fragt nicht mehr nach Wahrheit, sondern 
versteht Macht als reine Macht. »Sobald er also sich selbst legitimierte, lieh er 
dem Justizmord an Jesus seine Hand.«6

Wozu S taat?

Die Fraglichkeit einer streng relativistischen Position ist damit wohl deutlich 
geworden. Auf der anderen Seite ist uns die Problematik einer Position, die 
Wahrheit auch für die demokratische Praxis als grundlegend und erheblich an­
sieht, heute wohl allen bewußt; zu tief ist uns die Furcht vor Inquisition und

4 Vgl. V. Posscnti, a.a.Q , S. 336.
5 H. Schlier, Die Beurteilung des Staates im Neuen Testament, zuerst 1932 gedruckt in: Zwischen 
den Zeiten; hier zitiert aus dem Sammelband H. Schlier, Die Zeit der Kirche. Freiburg 21958, 
S. 1-16; vgl. im selben Band, S. 56-74, den Beitrag: Jesus und Pilatus.
6 H. Schlier, a.a.O., S. 3.
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vor Vergewaltigung der Gewissen eingebrannt. Wie soll man diesem Dilemma 
entfliehen? Fragen wir zunächst einmal danach, was der Staat eigentlich ist; 
wozu er da ist und wozu nicht. Dann wollen wir einen Blick auf die verschie­
denen Antworten zu dieser Frage werfen und schließlich versuchen, uns von 
ihnen aus zu einer abschließenden Antwort vorzutasten.

Was also ist der Staat? Wozu dient er? Wir könnten ganz schlicht sagen: Die 
Aufgabe des Staates ist es, »das menschliche Miteinander in Ordnung zu hal­
ten«7, also einen solchen Ausgleich der Freiheit und der Güter zu schaffen, daß 
jeder ein menschenwürdiges Leben führen kann. Wir könnten auch sagen: Der 
Staat garantiert das Recht als die Bedingung der Freiheit und des gemeinsamen 
Wohlstands. Zum Staat gehört deshalb zum einen, daß regiert werde; zum an­
deren aber, daß dieses Regieren nicht einfach Ausübung von Macht, sondern 
Schutz des Rechtes eines jeden einzelnen und des Wohlergehens aller sei. 
Nicht ist es Aufgabe des Staates, das Glück der Menschheit herbeizuführen, 
und nicht ist es daher seine Aufgabe, neue Menschen zu erschaffen. Es ist fer­
ner nicht seine Aufgabe, die Welt in ein Paradies zu verwandeln, und er kann 
es auch nicht; wenn er es dennoch versucht, setzt er sich absolut und verläßt 
dann seine Grenzen. Er benimmt sich dann, als ob er Gott wäre, und wird da­
durch — wie die Apokalypse zeigt — zum Tier aus dem Abgrund, zur Macht 
des Antichrist. Es ist in diesem Zusammenhang wichtig, zwei Bibeltexte im­
mer beieinanderzuhalten, die sich nur scheinbar widersprechen, in Wirklich­
keit aber wesentlich zueinander gehören: Römer 13 und Apokalypse 13. Der 
Römerbrief beschreibt den Staat in seiner geordneten Form — den Staat, der 
sich an seine Grenze hält und sich nicht selbst als Quelle von Wahrheit und 
Recht ausgibt. Paulus hat den Staat als Treuhänder der Ordnung vor Augen, 
der dem Menschen sein Einzelsein wie sein Gemeinsamsein ermöglicht. Die­
sem Staat gebührt der Gehorsam. Der Gehorsam gegen das Recht ist nicht Be­
hinderung der Freiheit, sondern ihre Bedingung. Die Geheime Offenbarung 
zeigt demgegenüber den Staat, der sich selbst für Gott erklärt und aus Eige­
nem festlegt, was als gerecht und wahr zu gelten hat. Ein solcher Staat zerstört 
den Menschen. Er verneint sein eigentliches Wesen und kann daher auch kei­
nen Gehorsam mehr einfordern.8 Es ist bezeichnend, daß sowohl der National­
sozialismus wie der Marxismus im Grunde den Staat und das Recht vernein­
ten, die Bindung des Rechts als Unfreiheit erklärten und demgegenüber etwas 
Höheres zu setzen beanspruchten: den sogenannten Volkswillen oder die klas­
senlose Gesellschaft, die den Staat ablösen sollte, der das Instrument der He­
gemonie einer Klasse sei. Wenn so der Staat und seine Ordnung als Gegner 
der Absolutheit des Anspruchs der eigenen Ideologie betrachtet wurden, so 
war gerade in solcher Ablehnung etwas vom eigentlichen Wesen des Staates

7 H. Schlier, a.a.Q, S. 11.
8 Vgl. H. Schlier, a.a.O., S. 3-7; S. 14-16.



bewußt geblieben. Staat als Staat richtet eine relative Ordnung des Zusammen­
lebens auf, kann aber nicht allein die Antwort auf die Frage der menschlichen 
Existenz geben. Er muß nicht nur Freiräume für ein Anderes und vielleicht 
Höheres offenlassen; er muß auch die Wahrheit über das Recht immer wieder 
von außen empfangen, da er sie nicht in sich selber trägt. Aber wie und von 
wo? Das ist die Frage, der wir uns nun endgültig stellen müssen.
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D ie gegensätzlichen A ntworten auf die F ragen 
nach den G rundlagen der D emokratie

Die relativistische Theorie

Auf diese Fragen antworten, wie oben schon gesagt, zwei diametral einander 
entgegengesetzte Positionen, zwischen denen aber vermittelnde Auffassungen 
liegen. Die erste Ansicht, die des strengen Relativismus, ist uns schon in der 
Gestalt von Hans Kelsen begegnet. Für ihn kann die Beziehung zwischen Reli­
gion und Demokratie nur negativ sein. Das Christentum im besonderen lehrt 
absolute Wahrheiten und Werte und steht damit im strikten Gegensatz zur not­
wendigen Skepsis der relativistischen Demokratie. Religion bedeutet für ihn 
Heteronomie der Person, während umgekehrt Demokratie ihre Autonomie be­
inhaltet. Das bedeutet auch, daß der Kernpunkt der Demokratie die Freiheit ist 
und nicht das Gute, das schon wieder als freiheitsgefährdend erscheint.9 Heute 
ist wohl der amerikanische Rechtsphilosoph R. Rorty der bekannteste Vertreter 
dieser Sicht von Demokratie. Seine Fassung des Zusammenhangs von Demo­
kratie und Relativismus drückt weitgehend das gegenwärtige Durchschnittsbe­
wußtsein auch von Christen aus und verdient daher besondere Aufmerksam­
keit. Für Rorty ist der einzige Maßstab, nach dem Recht geschaffen werden 
kann, das, was als Mehrheitsüberzeugung unter den Bürgern verbreitet ist: 
Eine andere Philosophie, eine andere Quelle des Rechts stehe der Demokratie 
nicht zur Verfügung. Freilich ist Rorty sich doch irgendwie des letzten Unge- 
nügens eines bloßen Mehrheitsprinzips als Wahrheitsquelle bewußt; denn er 
meint, die pragmatische, an der Mehrheit orientierte Vernunft schließe immer 
einige intuitive Ideen mit ein, wie etwa die Ablehnung der Sklaverei.10 Hier 
freilich täuscht er sich: Jahrhundertelang oder sogar jahrtausendelang hat das 
Mehrheitsempfinden diese Intuition nicht eingeschlossen, und niemand weiß, 
wie lange sie ihm erhalten bleiben wird. Hier waltet ein leerer Begriff von 
Freiheit, der sogar dahin geht, die Auflösung des Ich zu einem Phänomen oh­

9 Vgl. V. Posscnti, a.a.Q, S. 321.
lOEbd., S. 293.
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ne Zentrum und ohne Wesen sei notwendig, um unsere Intuition über den Vor­
rang der Freiheit konkret gestalten zu können. Wie aber, wenn einmal diese 
Intuition abhanden kommt? Wie aber, wenn sich eine Mehrheit gegen die Frei­
heit bildet und uns sagt, der Mensch sei der Freiheit nicht gewachsen, sondern 
wolle und solle geführt werden?

Der Gedanke, in der Demokratie könne nur die Mehrheit entscheiden und 
Rechtsquelle könnten nur die mehrheitsfähigen Überzeugungen der Bürger 
sein, hat zweifellos etwas Bestechendes an sich. Denn wann immer man etwas 
nicht von der Mehrheit Gewolltes und Entschiedenes für die Mehrheit verbind­
lich macht, scheint eben der Mehrheit ihre Freiheit abgesprochen und damit 
das Wesen der Demokratie verneint zu sein. Jede andere Theorie scheint einen 
Dogmatismus zu unterstellen, der die Selbstbestimmung unterläuft und damit 
Entmündigung der Bürger, Herrschaft von Unfreiheit wird. Aber andererseits 
kann auch die Irrtumsfähigkeit der Mehrheit nicht bestritten werden, und ihre 
Irrtümer können sich nicht nur auf Peripheres beziehen, sondern auch grund­
legende Güter in Frage stellen, so daß die Menschenwürde und die Menschen­
rechte nicht mehr gewährleistet sind, also das Wozu der Freiheit zu Fall 
kommt. Denn was Menschenrechte sind und worin Menschenwürde besteht, 
liegt keineswegs immer für die Mehrheit offen zutage. Daß sie verführbar und 
manipulierbar ist und daß Freiheit gerade im Namen der Freiheit zerstört wer­
den kann, hat die Geschichte unseres Jahrhunderts dramatisch bewiesen. Bei 
Kelsen haben wir überdies gesehen, daß der Relativismus seinen eigenen Dog­
matismus in sich trägt: Er ist sich seiner selbst so gewiß, daß er auch denen 
auferlegt werden muß, die ihn nicht teilen. Im letzten ist hier der Zynismus un­
ausweichlich, den man bei Kelsen wie bei Rorty mit Händen greifen kann: 
Wenn die Mehrheit — wie etwa im Fall des Pilatus — immer recht hat, dann 
muß das Recht mit Füßen getreten werden. Dann zählt im Grunde zuletzt die 
Macht des Stärkeren, der die Mehrheit für sich einzunehmen weiß.

Die metaphysische und die christliche These

So gibt es eine strenge Gegenposition zu dem bisher betrachteten skeptischen 
Relativismus. Der Vater dieser anderen Sicht des Politischen ist Plato, der da­
von ausgeht, nur derjenige könne gut regieren, der selbst das Gute kenne und 
erfahren habe. Alle Herrschaft müsse Dienst sein, das heißt ein bewußtes Ver­
zichten auf die gewonnene eigene kontemplative Höhe und ihre Freiheit. Sie 
müsse ein freiwilliges Zurückkehren in die »Höhle« sein, in deren Dunkel die 
Menschen leben. Nur dann entstehe wirkliche Regierung und nicht jenes 
Sich-Herumschlagen im Schein und mit dem Scheinhaften, das in der Mehr­
heit der Fälle die Politik charakterisiere: Die Blindheit der durchschnittlichen 
Politik sieht Plato darin, daß ihre Vertreter um Macht kämpfen, »als wäre sie



ein großes Gut«." Mit solchen Überlegungen geht Plato auf den biblischen 
Grundgedanken zu, daß Wahrheit nicht von der Politik produziert wird: Wenn 
die Relativisten dies meinen, rücken sie trotz des von ihnen gesuchten Primats 
der Freiheit in die Nähe des Totalitären. Die Mehrheit wird dann zu einer Art 
von Gottheit, gegen die es keine Appellation mehr geben kann.

Von solchen Einsichten her hat Maritain eine Philosophie des Politischen 
entwickelt, die die großen Intuitionen der Bibel für die Theorie des Politischen 
fruchtbar zu machen versucht. Wir brauchen hier auf die geschichtlichen Vor­
aussetzungen dieser Philosophie nicht einzugehen, so lohnend es auch wäre. 
Man kann wohl in Kürze und damit natürlich auch sehr vereinfachend sagen, 
daß sich in der Neuzeit der Begriff der Demokratie auf zwei Wegen und damit 
auch auf zwei unterschiedlichen Grundlagen gebildet hat. Im angelsächsischen 
Bereich ist Demokratie wenigstens zum Teil auf der Basis naturrechtlicher 
Traditionen und eines freilich ganz pragmatisch gefaßten christlichen Grund­
konsenses gedacht und verwirklicht worden.11 12 Bei Rousseau hingegen ist sie 
gegen die christliche Überlieferung gewandt. Von ihm aus bildet sich dann der 
Strom einer im Gegensatz zum Christentum gedachten Konzeption des Demo­
kratischen.13 Maritain hat versucht, den Begriff der Demokratie wieder von 
Rousseau abzukoppeln, sie — wie er sagt — von den freimaurerischen Dogmen 
des notwendigen Fortschritts, des anthropologischen Optimismus, der Vergött­
lichung des Individuums und des Vergessens auf die Person zu lösen.14 Für ihn 
kann das originäre Recht des Volkes auf Selbstregierung niemals das Recht 
sein, über alles zu entscheiden: »Regierung des Volks« und »Regierung für das 
Volk« gehören zusammen; es geht um das Gleichgewicht zwischen Völkswil- 
len und Zielwerten des politischen Handelns. In diesem Sinn hat Maritain 
einen dreifachen Personalismus — den ontologischen, axiologischen und sozia­
len — entfaltet, worauf wir in diesem Zusammenhang nicht eingehen können.15 
Es ist klar, daß hier das Christentum als Quelle von Erkenntnis angesehen 
wird, die der politischen Aktion vorausgeht und sie erleuchtet. Um jeden Ver­
dacht eines politischen Absolutismus des Christlichen auszuschließen, antwor­
tet V. Possenti auf der Linie von Maritain, daß als Wahrheitsquelle für die 
Politik nicht etwa das Christentum als Offenbarungsreligion, sondern als 
Sauerteig und als geschichtlich bewährte Lebensform gemeint ist: Die Wahr­
heit über das Gute, die aus der christlichen Überlieferung kommt, wird auch 
für die Vernunft zur Einsicht und so zu einem vernünftigen Prinzip; nicht ist
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11 Der Staat VO 520c; vgl. V. Possenti, S. 290; vgl. auch H. Kuhn, Plato, in: H. Maicr/H. 
Rausch/H. Denzcr (Hrsg.), Klassiker des politischen Denkens. München 31969, S. 1-35.
12 Vgl. H. Kuhn, Der Staat, a.a.Q, S. 263ff.
13 Vgl. R. Spaemann, Rousseau -  Bürger ohne Vaterland. München 1980.
14 V. Possenti, a.a.O., S. 309.
15 Vgl. ebd., S. 308-310.
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sie eine Vergewaltigung der Vernunft und der Politik durch irgendeinen Dog­
matismus.16 Natürlich ist dabei ein gewisser Optimismus hinsichtlich der Evi­
denz des Moralischen und des Christlichen vorausgesetzt, der von den Relati- 
visten bestritten wird. Hier sind wir noch einmal am kritischen Punkt der 
Theorie des Demokratischen wie seiner christlichen Auslegung angelangt.

Evidenz des Moralischen? Mittlere Positionen

Es ist hilfreich, vor einem Antwortversuch einen Blick auf die mittleren Posi­
tionen zu werfen, die weder dem einen noch dem anderen Lager ganz zuzuord­
nen sind. V. Possenti nennt als Vertreter eines solchen mittleren Weges N. Bob­
bio, R.K. Popper und J. Schumpeter; als einen frühen Vorläufer eines solchen 
Weges könnte man den Cartesianer P. Bayle (1647-1706) ansehen. Bayle geht 
nämlich bereits von einer strikten Trennung der metaphysischen und der mora­
lischen Wahrheit aus. Das politische Leben bedarf nach ihm der Metaphysik 
nicht. Ihre Fragen können strittig bleiben und erscheinen so als der Raum des 
von der Politik nicht berührten Pluralismus. Als Existenzgrundlage genügt für 
die staatliche Gemeinschaft die praktische Wahrheit. Was ihre Erkennbarkeit 
angeht, hängt allerdings Bayle einem Optimismus an, der uns im Lauf der wei­
teren Geschichte längst abhanden gekommen ist. In der zweiten Hälfte des 
17. Jahrhunderts konnte Bayle noch denken, daß die moralische Wahrheit allen 
Menschen offensteht. Es gebe nur eine einzige, universale und notwendige Mo­
ral, die ein wahres und klares Licht sei, das alle Menschen wahmehmen, so­
bald sie nur die Augen öffnen. Diese eine moralische Wahrheit kommt von 
Gott und muß der Bezugspunkt aller einzelnen Gesetze und Normen sein.17 
Bayle beschreibt damit einfach das Allgemeinbewußtsein seines Jahrhunderts: 
Die vom Christentum eröffneten moralischen Grundeinsichten standen so 
offenkundig und so unwidersprechlich vor aller Augen, daß man sie mitten im 
Streit der Konfessionen als die selbstverständliche Einsicht eines jeden 
vernünftigen Menschen ansehen konnte, als eine Evidenz der Vernunft, die von 
den Glaubensauseinandersetzungen der getrennten Christenheit nicht berührt 
wurde. Aber was damals als zwingende Einsicht der von Gott geschenkten Ver­
nunft erschien, behielt seine Evidenz doch nur, solange die ganze Kultur, der 
ganze Lebenszusammenhang von der christlichen Überlieferung geprägt war. 
In dem Maß, in dem sich der christliche Grundkonsens zersetzte und eine 
nackte Vernunft übrigblieb, die sich von keiner geschichtlichen Realität beleh­
ren lassen, sondern nur auf sich selber hören will, zerfiel auch die Evidenz des 
Moralischen. Die Vernunft, die ihre Wurzeln im Glauben einer geschicht-

16 Ebd., S. 308ff.
17 Vgl. ebd., S. 291.



liehen, religiösen Kultur abschnitt und nur noch empirische Vernunft sein woll­
te, wurde blind. Wo bloß noch das experimentell Verifizierbare als gemeinsame 
Gewißheit anerkannt wird, bleibt für die Wahrheiten, die über das rein Materi­
elle hinausgehen, lediglich das Funktionieren, das heißt das Spiel von Mehr­
heit und Minderheit, als Maßstab übrig, das aber — wie wir gesehen haben — 
in seiner Isolierung notwendig zum Zynismus und zur Auflösung des Men­
schen wird. Das eigentliche Problem, vor dem wir heute stehen, ist die Blind­
heit der Vernunft für die ganze nicht-materielle Dimension der Wirklichkeit.

Begnügen wir uns damit, noch einen Blick auf die Sozialphilosophie K. 
Poppers zu werfen, von dem man vielleicht sagen darf, daß er die Grundvision 
Bayles in eine relativistische Zeit zu retten versucht. Zu Poppers Vision der of­
fenen Gesellschaft gehört freie Diskussion und darüber hinaus Institutionen 
zum Schutz der Freiheit und zum Schutz der Benachteiligten. Die Werte, auf 
denen die Demokratie als beste Verwirklichungsform der offenen Gesellschaft 
beruht, werden durch einen moralischen Glauben erkannt: Sie sind nicht ratio­
nal zu begründen, aber ein dem Voranschreiten der Wissenschaft ähnlicher 
Prozeß von Kritik und Einsicht führt doch zu einer Annäherung an die Wahr­
heit. Die Prinzipien der Gesellschaft können demnach nicht begründet, nur 
diskutiert werden. Am Ende muß man darüber entscheiden.18 Wie man sieht, 
mischen sich in dieser Vision viele Elemente. Einerseits sieht Popper, daß es 
im Prozeß der freien Diskussion keine Evidenz der moralischen Wahrheit gibt, 
andererseits aber wird sie für ihn doch in einer Art von vernünftigem Glauben 
faßbar. Für Popper ist klar, daß das Mehrheitsprinzip nicht unbegrenzt gelten 
kann. Bayles große Idee der gemeinsamen Vernunftgewißheit in Sachen Moral 
ist hier zusammengeschrumpft zu einem durch Diskussion sich vorantastenden 
Glauben, der immerhin, wenn auch auf unsicherem Boden, Grundelemente 
moralischer Wahrheit öffnet und sie dem reinen Funktionalismus entzieht. Das 
Ganze abwägend dürfen wir wohl sagen, daß auch dieser schmale verbliebene 
Rest vernünftiger moralischer Grundgewißheit nicht aus der puren Vernunft 
hervorgeht, sondern auf einem immer noch vorhandenen Rest von Einsichten 
aus christlich-jüdischer Herkunft beruht. Längst ist auch dieser Rest nicht 
mehr unbestrittene Gewißheit, aber ein Minimum Morale ist in der sich auflö­
senden christlichen Kultur noch irgendwie zugänglich geblieben.

Bevor wir uns an den Versuch einer Antwort wagen, blicken wir zurück. 
Abzulehnen ist der absolute Staat, der sich als Quelle von Wahrheit und Recht 
setzt. Abzulehnen ist aber auch der strikte Relativismus und Funktionalismus, 
weil die Erhebung der Mehrheit zur einzigen Quelle des Rechts die moralische 
Würde des Menschen bedroht und tendenziell zum Totalitären hinneigt. Die 
Spannweite annehmbarer Theorien würde demgemäß von Maritain bis Popper 
reichen, wobei Maritain ein Maximum von Vertrauen zur vernünftigen Evi-
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denz der moralischen Wahrheit des Christlichen und seines Menschenbildes 
vertritt, während wir bei Popper vor dem wohl gerade noch ausreichenden Mi­
nimum stehen, um den Sturz in den Positivismus abzufangen. Ich möchte nun 
nicht neben oder zwischen diesen Autoren eine neue Theorie über das Verhält­
nis von Staat und moralischer Wahrheit darbieten, sondern nur versuchen, die 
Erkenntnisse zusammenzufassen, die uns auf dem bisherigen Weg begegnet 
sind. Sie könnten eine Art Plattform sein, auf der sich politische Philosophien 
treffen, die in irgendeiner Form das Christentum und seine moralische Bot­
schaft als Bezugspunkt politischen Handelns ansehen, ohne dabei die Grenzen 
zwischen Politik und Glauben zu verwischen.

Z usammenfassung und E rgebnisse

Mir scheint, das Ergebnis unseres Rundgangs durch die moderne Debatte lasse 
sich in folgenden sieben Aussagen zusammenfassen.
1. Der Staat ist nicht selbst Quelle von Wahrheit und Moral: Nicht aus einer 
ihm etwa eigenen, auf Volk oder Rasse oder Klasse oder sonst eine Größe ge­
gründeten Ideologie, und auch nicht auf dem Weg über die Mehrheit kann er 
Wahrheit selbst aus sich hervorbringen. Der Staat ist nicht absolut.
2. Das Ziel des Staates kann aber nicht in einer bloßen inhaltslosen Freiheit lie­
gen; um eine sinnvolle und lebbare Ordnung des Miteinander zu begründen, 
braucht er ein Mindestmaß an Wahrheit, an Erkenntnis des Guten, die nicht ma­
nipulierbar ist. Andernfalls wird er, wie Augustinus sagt, auf die Stufe einer gut 
funktionierenden Räuberbande herabsinken, weil er wie diese nur vom Funk­
tionalen her bestimmt wäre und nicht von der Gerechtigkeit, die gut ist für alle.
3. Der Staat muß demgemäß das für ihn unerläßliche Maß an Erkenntnis und 
Wahrheit über das Gute von außerhalb seiner selbst nehmen.
4. Dieses »Außerhalb« könnte günstigstenfalls die reine Einsicht der Vernunft 
sein, die etwa von einer unabhängigen Philosophie zu pflegen und zu hüten 
wäre. Praktisch aber gibt es eine solche reine, von der Geschichte unabhängige 
Vernunftevidenz nicht. Metaphysische und moralische Vernunft wird nur in hi­
storischem Zusammenhang wirksam, hängt von ihm ab und überschreitet ihn 
zugleich. Faktisch haben alle Staaten aus ihnen vorausliegenden religiösen 
Überlieferungen, die zugleich moralische Erziehung waren, die moralische 
Vernunft erkannt und angewandt. Die Vernunftoffenheit und das Maß an Er­
kenntnis des Guten ist freilich in den historischen Religionen sehr verschieden, 
wie auch die Art des Miteinander von Staat und Religion verschieden ist. Die 
Versuchung zur Identifizierung und damit zur religiösen Verabsolutierung des 
Staats, die zugleich die Religion korrumpiert, ist in der ganzen Geschichte an­
wesend. Aber es gibt durchaus auch positive Modelle einer Beziehung zwi­
schen religiös gegründeter moralischer Erkenntnis und staatlicher Ordnung.



Man darf sogar sagen, daß sich in den großen religiösen und staatlichen Bil­
dungen ein Grundkonsens über wichtige Elemente des moralisch Guten zeigt, 
der auf eine gemeinsame Vernünftigkeit verweist.
5. Als am meisten universale und rationale religiöse Kultur hat sich der christ­
liche Glaube erwiesen, der auch heute der Vernunft jenes Grundgefüge an mo­
ralischer Einsicht darbietet, das entweder zu einer gewissen Evidenz führt 
oder wenigstens einen vernünftigen moralischen Glauben begründet, ohne den 
eine Gesellschaft nicht bestehen kann.
6. Demgemäß kommt dem Staat -  wie wir schon sagten — das, was ihn we­
sentlich trägt, von außen zu, nicht aus einer bloßen Vernunft, die im mora­
lischen Bereich nicht ausreicht, sondern aus einer in historischer Glaubens­
gestalt gereiften Vernunft. Es ist wesentlich, daß dieser Unterschied nicht 
aufgehoben wird: Die Kirche darf sich nicht selbst zum Staat erheben oder als 
Machtorgan in ihm oder über ihn wirken wollen. Dann macht sie sich selbst 
zum Staat und bildet so den absoluten Staat, den sie gerade ausschließen soll. 
Sie würde durch die Verschmelzung mit dem Staat das Wesen des Staates und 
ihr eigenes Wesen zerstören.
7. Die Kirche bleibt für den Staat ein »Außen«. Nur dann sind beide, was sie 
sein sollen. Sie muß ebenso an ihrem Ort und in ihrer Grenze bleiben wie der 
Staat. Sie muß sein Eigenwesen und seine eigene Freiheit respektieren, gerade 
damit sie ihm den Dienst tun kann, dessen er bedarf. Sie muß aber auch alle 
Kraft aufbieten, damit in ihr jene moralische Wahrheit leuchtet, die sie dem 
Staat anbietet und die für die Bürger des Staates einsichtig werden soll. Nur 
wenn in ihr selbst diese Wahrheit Kraft hat und die Menschen formt, kann sie 
auch andere überzeugen und eine Kraft für das Ganze werden.19
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SCHLUßBETRACHTUNG: HlMMEL UND ERDE

Damit gewinnt eine christliche Lehre wieder Bedeutung, die in unserem Jahr­
hundert kaum noch zu Wort gekommen ist. Sie drückt sich aus in dem pauli­
nischen Satz: »Unser Staatswesen ist im Himmel« (Phil 3,20).20 Das Neue 
Testament hat diese Überzeugung mit großem Nachdruck vertreten. Für die 
neutestamentlichen Schriftsteller ist die Stadt im Himmel nicht bloß eine ide­
ale, sondern eine durchaus reale Größe — die neue Heimat, auf die wir zuge­
hen. Sie ist das innere Maß, unter dem wir leben, die Hoffnung, die uns in der 
Gegenwart trägt. Die neutestamentlichen Schriftsteller wissen, daß es diese

19 In diese Richtung gehen die Reflexionen Solowjews zu Kirche und Staat, die neu bedacht zu 
werden verdienen, auch wenn die Idee der »Theokratie« in der von Solowjew entwickelten Form 
nicht haltbar ist. Vgl. La grande controverse et la politique chretienne. Paris 1953, S. 129-168.
20 Vgl. zum Folgenden H. Schlier, a.a.O., S. 7ff.
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Stadt schon jetzt gibt und daß wir ihr jetzt schon zugehören, auch wenn wir 
noch auf dem Wege sind. Der Brief an die Hebräer hat diesen Gedanken mit 
besonderer Eindringlichkeit ausgefkltet: »Wir haben hier keine bleibende Stadt, 
sondern die künftige suchen wir« (13,14). Von der schon jetzt wirkenden Ge­
genwart dieser Stadt sagt er: »Ihr seid hinzugetreten zum Berge Sion und zur 
Stadt des lebendigen Gottes, dem himmlischen Jerusalem« (12,22). Für die 
Christen gilt demnach wieder, was von den Patriarchen Israels gesagt wurde: 
Sie sind Fremdlinge und Mitwohner, denn nach dem künftigen Vaterland stre­
ben sie (11,13-16). Solche Texte hat man seit langem nicht mehr gerne zitiert, 
weil sie den Menschen der Erde zu entfremden und ihn von seinem innerwelt­
lichen, auch politischen Auftrag abzuhalten scheinen. »Brüder, bleibt der Erde 
treu«, hatte Nietzsche in unser Jahrhundert hineingerufen, und die große mar­
xistische Strömung hat uns eingehämmert, daß wir keine Zeit für den Himmel 
zu verlieren haben: Den Himmel lassen wir den Spatzen, meinte Bert Brecht. 
Wir aber kümmern uns um die Erde und machen sie wohnlich.

In Wahrheit ist es gerade diese »eschatologische« Haltung, die dem Staat 
sein eigenes Recht garantiert und zugleich dem Absolutismus wehrt, indem sie 
die Grenzen sowohl des Staates wie der Kirche in der Welt aufzeigt. Denn wo 
diese Grundhaltung eingenommen wird, da weiß die Kirche, daß sie hier nicht 
selbst Staat sein kann. Da weiß sie, daß das endgültige Staatswesen anderswo 
ist und daß sie nicht auf Erden den Gottesstaat aufrichten kann. Sie respektiert 
den irdischen Staat als eine eigene Ordnung der geschichtlichen Zeit, mit ihren 
Rechten und Gesetzen, die sie anerkennt. Sie fordert daher das loyale Mitleben 
und Mitwirken mit dem irdischen Staat auch da, wo er kein christlicher Staat 
ist (Röm 13,1; 1 Petr 2,13-17; 1 Tim 2,2). Indem sie so einerseits loyale Mitwir­
kung im Staatswesen und die Respektierung seiner Eigenart wie seiner Gren­
zen fordert, erzieht sie auch zu jenen Tugenden, die einen Staat gut werden 
lassen. Zugleich aber setzt sie der Allmacht des Staats eine Barriere: Weil man 
»Gott mehr gehorchen muß als den Menschen« (Apg 5,29) und weil sie aus 
Gottes Wort weiß, was das Gute und das Böse ist, ruft sie zum Widerstand da, 
wo das eigentlich Böse, das Gottwidrige befohlen würde. Das Zugehen auf die 
andere Stadt entfremdet nicht, sondern es ist in Wirklichkeit die Voraussetzung 
dafür, daß wir gesunden und daß unsere Staaten gesunden. Denn wenn die 
Menschen nichts zu erwarten haben, als was ihnen diese Welt bietet, und wenn 
sie dies alles vom Staat verlangen dürfen und müssen, zerstören sie sich selbst 
und jedwedes Gemeinwesen. Wenn wir nicht erneut in die Fänge des Totalita­
rismus geraten wollen, müssen wir über den Staat hinausschauen, der ein Teil 
und nicht das Ganze ist. Hoffnung auf den Himmel steht nicht gegen die Treue 
zur Erde, sie ist die Hoffnung auch für die Erde. Auf das Größere und Endgül­
tige hoffend, dürfen und müssen wir Christen auch ins Vorläufige, in unsere 
Staatenwelt hinein Hoffnung tragen.


